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| 4.5
Hochschulreform
Die Studienreform ist ebenso bedeu¬
tungsvoll wie der Hochschulausbau.
Das Lehrangebot soll sinnvoll auf
die gegenwärtigen und zukünftigen
Berufsanforderungen bezogen sein.
Es muß den Ausbildungswünschen
des einzelnen angemessen Rech¬
nung tragen. Es ist mit dem Ziel
der Studienzeitverkürzung zu kon¬
zentrieren. Reformmaßnahmen, die
einen erhöhten personellen und
materiellen Aufwand mit sich brin¬
gen, sind mit der Bereitstellung der
erforderlichen Studienplätze zeitlich
abzustimmen. Eine umfassende Stu¬
dien- und Berufsberatung wird die
Studienanfänger in die Lage verset¬
zen, unter den vorhandenen Ausbil¬
dungseinrichtungen so zu wählen,
daß eine fachlich und regional aus¬
gewogene Ausnutzung bewirkt wird.

■ 4.51
Hochschulzugang
Über die Fachoberschulen wurde ein
neuer Zugang in den Hochschulbe¬
reich geschaffen. Das bedingt eine
neue Definition der Hochschulreife.
Der Deutsche Bildungsrat hat hierzu
Empfehlungen erarbeitet. Die Hoch¬
schulreife wird im Zusammenhang
mit der Ausgestaltung der gymnasia¬
len Oberstufe und der Fachober¬
schule zu einer differenzierten Kol¬
legstufe bestimmt werden.
Für eine Übergangszeit, solange die
Studienplätze nicht ausreichen, wird
ein Zulassungsverfahren nach fach¬
spezifischen Kriterien unvermeidlich
sein. Es soll einheitlich für die Hoch¬
schulen des Landes in dem betref¬
fenden Fach gelten, öffentlich nach¬
prüfbar und bundesweit abgestimmt
sein. Die Auswahlkriterien sollen in
Zusammenarbeit mit Hochschulleh¬
rern und Lehrern entwickelt und
jährlich überprüft werden.
Um eine Studienfachwahl entspre¬
chend den zukünftigen Berufschan¬
cen zu ermöglichen, sind verläßliche
Vorausschätzungen des Nachwuchs¬
bedarfs und die Erforschung zukünf¬
tiger Veränderungen der Berufsan¬
forderungen notwendig. Eine zen¬
trale Hochschulinformationsstelle
soll die Studienbewerber über Be¬
rufschancen und Studienmöglichkei¬
ten an den Hochschulen des Landes
unterrichten.

Die zentrale Informationsstelle soll
eng mit dem Statistischen Landes¬
amt, der Arbeitsverwaltung und den
mit Berufsforschung befaßten Stel¬
len zusammenarbeiten. Ihr steht
auch zur Herausgabe von Informa¬
tionsschriften jährlich 1 Mio DM zur
Verfügung.
Die Zahl der vorhandenen und der
zu erstellenden Studienplätze im
Hochschulbereich wird jährlich in
einem „Generalplan" festgestellt:
Die Kosten werden 0,15 Mio DM
jährlich betragen.

Langfristiges Ziel
Abstimmung des Studienplatz¬
angebotes mit den Studien¬
wünschen aller zum Studium
Befähigten und den Berufsvor¬
ausschätzungen.

Maßnahmen bis 1975
Neubestimmung der Hoch¬
schulreife; Entwicklung eines
sachgerechten Zulassungsver¬
fahrens für eine Übergangszeit;
Einrichtung einer zentralen In¬
formationsstelle; Erstellung des
Generalplans der zu schaffen¬
den Studienplätze im Hoch¬
schulbereich.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 5,8 Mio DM.

■ 4.52

Reform der Studiengänge
Das Lehrangebot ist in vielen Diszi¬
plinen zu einseitig an der Heranbil¬
dung des wissenschaftlichen Nach¬
wuchses ausgerichtet. Diese Ent¬
wicklung wurde durch Spezialisierung
der Forschung und durch die Ein¬
richtung neuer Studiengänge begün¬
stigt. Es bedarf daher einer sinnvol¬
len Abstimmung von Forschung und
Lehre. Das Studium muß effektiver
gestaltet und die Studienzeit so be¬
grenzt werden, daß ein Berufseintritt
in der Regel — unter Einschluß einer
berufspraktischen Vorbildung — mit
dem 26. Lebensjahr möglich wird.
Neue Studienordnungen und Prü¬
fungsordnungen sollen zur Verwirkli¬
chung dieser Ziele beitragen. Sie
sollen den Studiengang unter hoch¬
schuldidaktischen Gesichtspunkten
inhaltlich und zeitlich sinnvoll glie¬
dern. Wie Prüfungsgebiete zusam¬
mengefaßt, Schwerpunkte während
des Hauptstudiums gebildet oder

auch aufgegliedert werden können,
ist zu prüfen. Die Studienordnungen
sollen so weit angelegt sein, daß der
Studierende einen angemessenen
Teil seines Studiums nach eigenem
Wunsch gestalten kann. Zur Vorbe¬
reitung der Studienordnungen setzt
das Land für die wichtigsten Fach¬
richtungen gemeinsame Kommissio¬
nen von Angehörigen der Hochschu¬
len und Vertretern der Berufsberei¬
che ein. Sie sollen Modellstudien¬
pläne erarbeiten unter Einschluß
einer Stufenausbildung, von Studien¬
einheiten nach dem „Baukastenprin¬
zip" und von Kurzstudiengängen.
Die Modellstudienpläne sollen zu¬
nächst an einzelnen Hochschulen er¬
probt werden. Im Interesse der aka¬
demischen Freizügigkeit sollen sich
die endgültigen Studienordnungen in
bundeseinheitliche Rahmenstudien¬
ordnungen einfügen.
Die Hochschullehrer sollen ihrer
Lehrtätigkeit die Studienordnungen
zugrunde legen. Insoweit können ih¬
nen im Rahmen ihrer Lehrverpflich¬
tungen bestimmte Lehraufgaben
übertragen werden. Eine Festlegung
des Inhalts der Lehre darf damit je¬
doch in keinem Fall verbunden sein.
Daneben werden Hochschullehrer
wie bisher auch Lehrveranstaltungen
eigener Wahl anbieten.
Die Prüfungsordnungen müssen den
neuen Studienordnungen angepaßt
werden. Für die Erprobung der
Modellstudiengänge wird die Mög¬
lichkeit geschaffen, von den gelten¬
den Prüfungsordnungen abzuwei¬
chen. Die Prüfungsordnungen müs¬
sen auch neue Studienkombinatio¬
nen und besondere Studienschwer¬
punkte im Rahmen der allgemeinen
Ausbildungserfordernisse möglich
machen.
Um das Lehrangebot stärker zwi¬
schen den Fachbereichen abzustim¬
men, sollen die wissenschaftlichen
Hochschulen veranlaßt werden, Stu¬
diendekane einzusetzen.
Eine intensivere Ausnutzung der Stu¬
dienzeit und der Hochschuleinrich¬
tungen soll ermöglicht werden. Ent¬
sprechend den Vorschlägen des
Hochschulplanungsbeirat.es soll
darum die Studienzeit in Studien¬
jahre gegliedert werden. Die Einfüh¬
rung des Studienjahres setzt voraus,
daß andere Länder gleich verfahren.

Langfristiges Ziel
Konzentration des Studiums.
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